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Die Studie untersucht die so
ziale Zusammensetzung der 
aktuellen Parlamente in fünf 
Ländern (Frankreich, Großbri-
tannien, Polen, Spanien, Tür-
kei) nach Geschlecht, Alter, 
Bildung und sozialer Klasse.

Frauen sind zu weniger als  
50 Prozent repräsentiert, das 
Ausmaß der Unterrepräsenta-
tion unterscheidet sich aber 
stark zwischen den Ländern. 
Zudem sind jüngere Men-
schen unterrepräsentiert.

Die stärkste Homogenität zeigt 
sich bei Bildung und sozialer 
Klasse. Der Anteil der Akademi-
ker_innen liegt bei über 85 Pro-
zent, während Arbeiter_innen 
und mittlere Dienstklassen nur 
sehr selten im Parlament sind. 
Aktuelle Forschung legt nahe, 
dass diese Unterrepräsentation 
zu einer mangelnden Wahrneh-
mung ihrer Perspektiven im po-
litischen Prozess führen kann.
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ver Repräsentation wird schon seit Langem in der politi-
schen Theorie diskutiert.1 In jüngster Zeit werden die theo-
retischen Argumente für eine stärkere »Politik der Anwe-
senheit« (Phillips 1995) durch Befunde aus der empirischen 
Politikwissenschaft bestärkt. Wie neuere Forschungsarbei-
ten zeigen, bleibt die mangelnde deskriptive Repräsentati-
on unterer Einkommens- und Berufsgruppen nicht folgen-
los. Vielmehr zeigen verschiedene Studien, dass darunter 
auch die substanzielle Repräsentation ihrer Interessen lei-
det. So weisen Abgeordnete aus der Arbeiterschicht bei 
wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen tendenziell linkere 
Einstellungen auf und setzen sich häufiger für progressive 
Wirtschafts- und Sozialpolitik ein als ihre Parteikolleg_in-
nen mit anderem sozialen Hintergrund – unabhängig von 
der Parteizugehörigkeit (Borwein 2021; Carnes 2012; 
O’Grady 2019; Hemingway 2020). Das dahinterliegende Ar-
gument ist, dass die (berufliche) Sozialisation stark die eige-
nen politischen Überzeugungen und Perspektiven darauf 
prägt, was als politisches Problem wahrgenommen wird 
(Kitschelt  / Rehm 2014). Damit bestätigen diese Befunde, 
was in Bezug auf Frauen und von Rassismus betroffene 
Gruppen bereits seit Längerem stärker erforscht ist: Wer in 
den Parlamenten vertreten ist, hat auch Auswirkungen da-
rauf, was entschieden wird.

Vor diesem Hintergrund hat die folgende Analyse zum Ziel, 
die Zusammensetzung ausgewählter Parlamente im OSZE-
Raum anhand verschiedener sozialer Merkmale näher zu 
untersuchen. Während die Datenlage in Bezug auf die Zu-
sammensetzung der Parlamente nach Geschlecht oder Alter 
bereits relativ gut ist, wird vor allem die sozio-ökonomische 
Stellung der Abgeordneten nur selten systematisch erfasst. 
Der Bericht fokussiert auf die Länder Frankreich, Großbritan-
nien, Polen, Spanien und die Türkei und erfasst neben Alter 
und Geschlecht auch den höchsten Bildungsabschluss und 
die soziale Klasse – gemessen anhand des vor Eintritt ins 
Parlament ausgeübten Berufes der Abgeordneten.2 So ist es 

1	 Von deskriptiver Repräsentation spricht man, wenn die Abgeordneten 
wichtige (äußere) soziale Merkmale und Erfahrungen mit den Reprä-
sentierten teilen.

2	 Leider war es nicht möglich, Merkmale wie Migrationsgeschichte 
oder Ähnliches zu erheben, um potenziell von Rassismus betroffene 
Gruppen zu erfassen. Dies lag maßgeblich daran, dass für die Daten
erhebung auf öffentliche Quellen wie Parlamentsseiten und Interne-
tauftritte der Abgeordneten und nicht auf persönliche Befragungen 
zurückgegriffen wurde.

Die meisten Parlamente reicher Industrienationen sind heu-
te weiblicher und weniger ‚weiß‘ als noch vor einigen Jahr-
zehnten. Zahlreiche Organisationen, soziale Bewegungen 
und parteiinterne Gruppierungen haben sich erfolgreich da-
für eingesetzt, die Repräsentation von Frauen und margina-
lisierten Gruppen zu erhöhen. Diese Prozesse sind noch lan-
ge nicht abgeschlossen und vielerorts ist die Unterrepräsen-
tation noch immer eklatant – in der Tendenz jedoch steigt 
die politische Inklusion. Zur gleichen Zeit hat sich ein ande-
rer Trend vollzogen, der auf eine zunehmende Ex- statt In-
klusion in legislativen Organen hinweist: So ist in den letzten 
Jahrzehnten eine »Akademisierung« der politischen Elite zu 
beobachten (Best 2007; Bovens / Wille 2017), die mit einem 
generellen Rückzug sozial weniger privilegierter Schichten 
aus dem politischen Prozess einhergeht (Schäfer 2015). 
Während im letzten Deutschen Bundestag beispielsweise 
über 85 Prozent der Abgeordneten studiert hatten, hatten 
gerade einmal 9 von 709 Mitgliedern eine handwerkliche 
Ausbildung absolviert. Arbeiter_innen sind in den Parlamen-
ten kaum noch zu finden.

Sozialdemokratischen und anderen linken Parteien kommt 
bei dieser Entwicklung eine besondere Rolle zu, da es in der 
Vergangenheit vor allem diese Parteien waren, die Arbeiter_
innen als Abgeordnete in die Parlamente entsandten. In 
Großbritannien übten Anfang der 1960er-Jahre noch 35 
Prozent aller Labour-Abgeordneten vor ihrem Einzug ins 
Parlament einen manuellen Beruf aus, während es 2010 nur 
noch knapp unter zehn Prozent waren (Heath 2018). Ähnli-
che Trends zeigen sich in anderen Ländern (Best 2007). Die 
beruflichen Hintergründe der Abgeordneten haben sich zu-
dem noch in anderer Weise verändert. So ist für einzelne 
Länder gezeigt worden, dass immer mehr Abgeordnete fast 
ihr gesamtes Berufsleben vor dem Eintritt ins Parlament in 
politiknahen Berufen verbracht haben. Diese »Karriere-Poli-
tiker_innen« bringen somit kaum eigene Erfahrungen aus 
einem beruflichen Arbeitsalltag jenseits von Partei- oder po-
litischer Referententätigkeit mit und sind gleichzeitig in ho-
hem Maße abhängig von einer erfolgreichen politischen 
Karriere (O’Grady 2019).

Welche Auswirkungen aber hat es auf den demokratischen 
Prozess, wenn bestimmte soziale Gruppen fast vollständig 
aus dem politischen Entscheidungsfindungsprozess ausge-
schlossen, andere dagegen stark überrepräsentiert sind? 
Die Frage nach den Auswirkungen (mangelnder) deskripti-

 
 

EINLEITUNG



3

Einleitung

möglich, ein umfassendes Bild zu erhalten und Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten über regional und institutionell ver-
schiedene Länder herauszuarbeiten. Während die Parlamen-
te der untersuchten Länder insbesondere in Bezug auf den 
Anteil der vertretenen Frauen erhebliche Unterschiede auf-
weisen, sind sie sich hinsichtlich der sozio-ökonomischen 
Stellung der Abgeordneten deutlich ähnlicher. So sind Men-
schen mit mittlerer und niedriger formaler Bildung in allen 
Ländern stark unterrepräsentiert, wohingegen Akademiker_
innen mehr als 85 Prozent der Abgeordneten stellen. Eben-
so stark sind Arbeiter_innen – sowohl aus dem Produktions- 
als auch aus dem Dienstleistungsbereich – sowie Menschen 
aus der mittleren Dienstklasse unterrepräsentiert, wobei der 
Blick auf die Erwerbsklassen ein differenzierteres Bild als die 
bloße Betrachtung von Bildungsabschlüssen erlaubt. So un-
terscheidet sich die Zusammensetzung der Abgeordneten 
aus der oberen Dienstklasse (akademische Berufe) im Län-
dervergleich: Während in der Türkei beispielsweise ein gro-
ßer Anteil aus Unternehmer_innen und freien Berufen be-
steht, ist der Anteil der soziokulturellen Expert_innen (aka-
demische Berufe bspw. im Bildungs- und Sozialwesen) in Po-
len besonders hoch. Zudem sind Arbeiter_innen nicht nur in 
allen Parlamenten, sondern auch in allen Parteien unterre-
präsentiert. Insgesamt legen die Befunde nahe, dass die Un-
terrepräsentation von Menschen aus sozial weniger privile-
gierten Klassen ein länderübergreifendes Phänomen ist, 
dem in Zukunft sowohl in der Forschung als auch in der öf-
fentlichen Debatte mehr Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den sollte.
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Nach dem gängigen Verständnis von politischer Repräsen-
tation ist es die Kernaufgabe politischer Repräsentant_in-
nen, die Anliegen der Bevölkerung bei ihren Entscheidun-
gen zu berücksichtigen und somit responsiv in ihrem Sinne 
zu handeln (Pitkin 1967: 209). Diesem Verständnis nach 
lässt sich nicht allein von der numerischen Stärke unter-
schiedlicher sozialer Gruppen auf die Qualität der Reprä-
sentation schließen. Nicht wer repräsentiert, ist entschei-
dend, sondern wie dies geschieht. Für Wähler_innen zähle, 
so die Annahme, dass ihre Interessen vertreten werden, 
ganz gleich durch wen dies geschehe (siehe hierzu die Dis-
kussion bei Griffiths  /  Wollheim 1960). Doch dieses Ver-
ständnis politischer Repräsentation wird zunehmend durch 
normative und empirische Forschung herausgefordert. Un-
ter dem Stichwort der »Politik der Anwesenheit« (Phillips 
1995) wird diskutiert, ob und falls ja, welchen Gruppen ei-
ne Repräsentation im Parlament garantiert werden solle, 
damit ihre Anliegen ausreichend Gehör finden und der de-
mokratische Gleichheitsanspruch gewahrt wird. Obwohl 
Befürworter_innen von deskriptiver Repräsentation man-
che Einwände gegen eine perfekte spiegelbildliche Abbil-
dung der Bevölkerung im Parlament teilen, beharren sie 
dennoch darauf, dass es nicht gleichgültig sei, wie sich ein 
Parlament zusammensetze.

Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist, dass bestimmte 
soziale Gruppen aufgrund historisch bedingter strukturel-
ler Diskriminierung politisch schlecht repräsentiert werden, 
was sich unter anderem in der bis heute anhaltenden nu-
merischen Unterrepräsentation in legislativen Organen 
zeigt (Mansbridge 1999; Williams 1998). Weil Angehörige 
dieser Gruppen (Diskriminierungs-)Erfahrungen teilen, die 
privilegierte Gruppen so nicht kennen, unterscheiden sich 
deren politische Perspektiven und Positionen in relevanten 
Fragen. Aus diesem Grund führt eine erhöhte Repräsenta-
tion nicht nur zu »symbolischer« Repräsentation, sondern 
ermöglicht auch die Inklusion vormals ignorierter Perspek-
tiven (Mansbridge 1999; Phillips 1995). Wenn es beispiels-
weise mehr weibliche Abgeordnete gäbe, stiege die Wahr-
scheinlichkeit, so die Annahme, dass politische Entschei-
dungen responsiver gegenüber den Belangen von Frauen 
wären, selbst wenn die im Parlament vertretenen Frauen 
unterschiedlichen Parteien angehörten. Dabei wird aus-
drücklich nicht unterstellt, dass das Geschlecht alle sonsti-
gen Unterschiede in den Hintergrund drängt, sondern le-
diglich angenommen, dass Frauen in manchen Fragen ähn-

liche Perspektiven einnehmen und/oder Themen auf die 
politische Tagesordnung bringen, die andernfalls nicht be-
rücksichtigt würden.

Forschungsarbeiten, die sich empirisch mit der Frage ausei-
nandersetzen, welche Auswirkungen die soziale Zusam-
mensetzung der Parlamente auf die dort getroffenen Ent-
scheidungen hat, stützen diese Argumente. Dabei sind in 
den letzten Jahren besonders viele Arbeiten veröffentlicht 
worden, die sich mit den Effekten einer erhöhten parlamen-
tarischen Repräsentation von Frauen beschäftigen (Wäng-
nerud 2009). Diese Studien legen nahe, dass sich weibliche 
Abgeordnete in bestimmten Themenfeldern sowohl in ih-
ren Einstellungen als auch in den Prioritäten ihrer parlamen-
tarischen Arbeit signifikant von ihren männlichen Kollegen 
unterscheiden – so setzen weibliche Abgeordnete häufiger 
Prioritäten auf Themen, die Frauen stärker betreffen als 
Männer, wie zum Beispiel Pflege- und Sorgearbeit, (Frau-
en-)Gesundheit oder Gewalt gegen Frauen. Dies ist insbe-
sondere dann der Fall, wenn es dazu noch keine ausformu-
lierten Parteipositionen gibt (Espírito-Santo et al. 2020; Hei-
dar / Pedersen 2006; Wängnerud / Sundell 2012). Daneben 
sind auch auf Ebene der verabschiedeten Politikinhalte sys-
tematische Unterschiede zwischen Parlamenten mit mehr 
bzw. weniger weiblichen Abgeordneten feststellbar (Elsäs-
ser / Schäfer 2018; Funk / Philips 2019; Wängnerud / Sun-
dell 2012). Zu ähnlichen Ergebnissen kommen Studien, die 
sich mit der Repräsentation von Minderheiten beschäfti-
gen, die in der jeweils untersuchten Gesellschaft Rassis-
muserfahrungen machen (vgl. u. a. Owens 2005; Ba-
ker / Cook 2005; Broockman 2013).

Erst in jüngster Zeit sind ähnliche Studien auch zu der Frage 
entstanden, ob Abgeordnete aus sozial und ökonomisch 
weniger privilegierten Verhältnissen sich stärker für die Be-
lange unterer Einkommens- und Berufsgruppen einsetzen. 
Diese Studien sind stark von den Befunden motiviert, dass in 
vielen Ländern eine zunehmende politische Marginalisie-
rung unterer sozialer Klassen feststellbar ist, was zum einen 
in einer abnehmenden politischen Beteiligung, aber auch in 
einer systematischen Verzerrung politischer Entscheidungen 
zulasten ihrer Anliegen und politischen Präferenzen fest-
stellbar ist (Gilens / Page 2014; Elsässer et al. 2021; Schakel 
2021). Vor diesem Hintergrund haben verschiedene For-
scher_innen für die USA und einzelne europäische und la-
teinamerikanische Länder untersucht, ob Abgeordnete aus 
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Die Auswirkungen deskriptiver Repräsentation 

Arbeiterberufen systematisch andere Einstellungen und Pri-
oritäten oder ein anderes (Abstimmungs-)Verhalten in der 
parlamentarischen Arbeit aufweisen. Für die USA weist Car-
nes (2013) nach, dass Abgeordnete aus der Arbeiterklasse in 
ihren politischen Vorstellungen, beispielweise in der Wirt-
schafts-, Arbeitsmarkt- oder Sozialpolitik, von denen besser-
gestellter Gruppen abweichen. Sie setzen sich für andere 
Politiken ein und stimmen teilweise anders ab – allerdings 
gelingt es diesen Abgeordneten aufgrund ihrer geringen 
Anzahl im Kongress nicht, politische Entscheidungen nen-
nenswert zu beeinflussen (Carnes 2013: 83). Der Blick auf 
südamerikanische Länder und eine vertiefende Fallstudie zu 
Argentinien bestätigten das Muster, wonach sich Parlamen-
tarier_innen aus der Arbeiterklasse für andere Ziele einset-
zen, selbst wenn das Abstimmungsverhalten in parlamenta-
rischen Systemen am Ende stärker durch Parteizugehörig-
keit als soziale Herkunft bestimmt wird (Carnes 2015; Bar-
nes / Saxton 2019).

In einer ländervergleichenden europäischen Studie zeigt He-
mingway (2020), dass Abgeordnete aus der Arbeiterklasse 
sich stärker gegen ökonomische Ungleichheit aussprechen 
und häufiger angeben, in ihrer parlamentarischen Arbeit 
Kontakt zu Arbeitnehmerorganisationen wie etwa Gewerk-
schaften zu haben. Für Deutschland verdeutlichen Hayo und 
Neumeier (2012), dass sich die Ausgabenprioritäten zwi-
schen den Bundesländern systematisch unterscheiden, 
wenn die Ministerpräsident_innen unterschiedlichen sozia-
len Klassen angehören. Schließlich kann O’Grady (2019) an-
hand einer Auswertung von Parlamentsreden nachweisen, 
dass Abgeordnete im britischen Unterhaus je nach sozialer 
Herkunft unterschiedliche Positionen hinsichtlich Sozial-
staatsreformen einnehmen. Die seit den 1980er-Jahren 
rasch abnehmende deskriptive Repräsentation von Arbei-
ter_innen und ihre Ersetzung durch »Karrierepolitiker_in-
nen« hat den Umbau des britischen Sozialstaats begünstigt. 
Obwohl es bislang nur eine Handvoll Studien gibt, die sich 
mit den Auswirkungen ungleicher deskriptiver Repräsentati-
on sozialer Klassen auseinandersetzen, weisen die vorlie-
genden Ergebnisse darauf hin, dass auch in dieser Hinsicht 
das »Wer« nicht ohne Folgen für politische Entscheidungen 
bleibt.

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse untersuchen wir im 
Folgenden, wie die Parlamente in den fünf ausgewählten 
Ländern mit Blick auf Alter, Geschlecht, Bildung und soziale 
Klasse zusammengesetzt sind.



FALLAUSWAHL

Unsere Untersuchung umfasst die Länder Frankreich, 
Großbritannien, Polen, Spanien und die Türkei. Für jedes 
dieser Länder wurden für die aktuelle Legislaturperiode 
die sozialen Hintergründe der Abgeordneten des nationa-
len Parlaments erhoben. Die Auswahl der Länder erfolgte 
mit der Zielsetzung, OSZE-Staaten aus verschiedenen Re-
gionen und mit unterschiedlicher institutioneller Ausge-
staltung – insbesondere in Bezug auf die Wahlsysteme – 
abzudecken. Aus der bestehenden Forschung zu deskrip-
tiver Repräsentation von Frauen ist beispielsweise be-
kannt, dass die Art des Wahlrechts einen Einfluss auf die 
Anzahl von weiblichen Abgeordneten hat. So sind sie in 

Abbildung 1
Vereinfachte parteipolitische Zusammensetzung der Parlamente
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Systemen mit Verhältniswahlrecht und Listenwahl tenden-
ziell besser repräsentiert, da eine Aufstellung der Kandi-
dat_innen über Listen es eher ermöglicht, (in-)formelle Re-
geln zu Proporzen umzusetzen (Fortin-Rittberger et al. 
2017; Kroeber et al. 2019).

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, Länder mit unter-
schiedlichen Wahlsystemen in die Untersuchung aufzuneh-
men, um Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausarbei-
ten zu können. Mit Frankreich und Großbritannien umfasst 
die Studie zwei Länder mit (absolutem und relativem) 
Mehrheitswahlrecht und drei Länder mit Verhältniswahl-
recht (Spanien, Polen und die Türkei). Daneben spielt auch 
die parteipolitische Zusammensetzung der Parlamente eine 
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Datengrundlage und Methoden

Rolle, da die ideologische Ausrichtung der Parteien auch 
die soziale Zusammensetzung der Parteimitgliedschaft – 
und damit auch die der Kandidat_innen – beeinflussen 
kann (Matthews  / Kerevel 2021). Auch in dieser Hinsicht 
zeichnen sich die ausgewählten Länder durch eine große 
Vielfalt aus: Wie in Abbildung 1 zu sehen ist, dominieren in 
Frankreich, Großbritannien und der Türkei Mitte-rechts-Par-
teien, wohingegen in Spanien die sozialdemokratische 
PSOE und in Polen die rechtspopulistische Partei »Recht 
und Gerechtigkeit« (PiS) die stärksten Fraktionen stellen. 
Falls es unterschiedliche Rekrutierungsmuster von Abge-
ordneten in unterschiedlichen Parteifamilien geben sollte, 
müssten sich auch Unterschiede in der Zusammensetzung 
der von uns untersuchten Parlamente zeigen.

DATENSATZ

Für die Auswertungen wurde ein neuer Datensatz erstellt, 
der sowohl sozio-demografische Merkmale als auch Infor-
mationen zur politischen Biografie aller Abgeordneten der 
fünf nationalen Parlamente enthält. Als Informationsquel-
len zur Erhebung der Daten wurden maßgeblich die offizi-
ellen Internetauftritte der nationalen Parlamente sowie die 
persönlichen Internetauftritte der Abgeordneten verwen-
det. Alle mit der Datenerhebung betrauten Personen spre-
chen die Landessprache des jeweiligen Landes fließend 
und sind mit dem jeweiligen politischen System vertraut, 
sodass eine möglichst exakte Erfassung der benötigten In-
formationen gewährleistet war.3

In Bezug auf die politische Biografie wurde das Jahr erho-
ben, in dem die Abgeordneten zum ersten Mal in das nati-
onale Parlament gewählt worden sind. Daneben wurde ko-
diert, über welche Partei (bzw. Wahlliste) die Person in das 
Parlament eingezogen ist. Um die Parteizugehörigkeit län-
dervergleichend analysieren zu können, wurden die einzel-
nen Parteien zu Parteifamilien zugeordnet, welche die 
ideologische Ausrichtung der Parteien kennzeichnen. Die 
Parteien wurden in Anlehnung an die Kategorisierung von 
Armingeon et al. (2021) kodiert und folgenden Parteifami-
lien zugeordnet: linke Parteien, die sowohl sozialdemokra-
tische als auch sozialistische/kommunistische Parteien um-
fassen; grüne bzw. ökologische Parteien; Mitte-rechts-Par-
teien, denen liberale, konservative und konservativ-religiö-
se Parteien zugeordnet wurden; radikal rechte Parteien, die 
rechtspopulistische und rechtsextreme Parteien beinhal-
ten; sowie regionale Parteien, welche die Vertretung einer 
bestimmten Region oder Ethnie innerhalb eines Landes als 
ihre Kernaufgabe begreifen.

Um die sozio-demografischen Hintergründe der Abgeord-
neten zu erfassen, wurden Alter, Geschlecht, Bildung und 
soziale Klasse – operationalisiert durch Berufsgruppen – er-
hoben. Anhand ihres höchsten Bildungsabschlusses wur-
den die Abgeordneten in drei Bildungsgruppen eingeteilt: 

3	 Wir möchten uns an dieser Stelle ganz herzlich bei Emad Al Hayek, 
Hanna-Maria Paul, Susanna Seperant, Steffen Verheyen und Mustafa 
Yildiz für ihre hervorragende Mitarbeit bedanken.

Personen mit niedriger formaler Bildung ohne sekundären 
Schulabschluss, Personen mit mittlerer formaler Bildung 
mit einem sekundären Schulabschluss (vergleichbar mit 
dem deutschen Abitur oder einer abgeschlossenen Berufs-
ausbildung) und Personen mit hoher formaler Bildung, die 
ein (Fach-)Hochschulstudium oder eine Promotion abge-
schlossen haben.

Die soziale Klasse der Abgeordneten wurde mithilfe des 
Klassenschemas von Oesch (2006) kodiert, welches die 
Klassenlage anhand der beruflichen Stellung auf dem Ar-
beitsmarkt definiert. Dabei wurde der letzte ausgeübte Be-
ruf der Abgeordneten vor Eintritt ins Parlament verwendet, 
um den jeweiligen Beruf in das Klassenschema einzuord-
nen. Um veränderte Berufsstrukturen in postindustriellen 
Gesellschaften zu erfassen – insbesondere die Ausweitung 
des Dienstleistungssektors sowie die zunehmende Er-
werbsarbeit von Frauen – differenziert dieses Schema Be-
rufe entlang von zwei Dimensionen: Wie aus Abbildung 2 
hervorgeht, werden die Berufe zum einen anhand einer 
vertikalen Achse nach den Qualifikationsanforderungen 
eingeordnet. Auf diese Weise kann zwischen akademi-
schen, semi-professionellen sowie Lehr- und Anlerntätig-
keiten unterschieden werden. Auf der horizontalen Achse 
werden die Berufe zudem nach der ihnen zugrunde liegen-
den Arbeitslogik differenziert. Angenommen wird hierbei, 
dass neben der Ausbildung auch die Art der Tätigkeit die 
Perspektiven der Beschäftigten beeinflusst. So wird zwi-
schen Verwaltungs- und technischen Berufen, personen-
bezogenen Tätigkeiten und Selbstständigkeit unterschie-
den. Diese zweifache Unterscheidung hilft, Unterschiede 
zwischen Berufsgruppen mit ähnlichen formalen Qualifika-
tionen herauszuarbeiten.4

Das ursprüngliche Klassenschema nach Oesch unterscheidet 
zwischen 16 Erwerbsklassen, die in Abbildung 2 dargestellt 
sind. Neben der jeweiligen Klasse sind beispielhaft konkrete 
Beruf angegeben, die in die jeweilige Erwerbsklasse fallen.5 

Eine stark vereinfachte Version des Klassenschemas fasst die 
16 Erwerbsklassen in vier Kategorien zusammen, die durch 
die farbliche Abgrenzung in der Abbildung markiert sind. 
Nach diesem vereinfachten Schema werden alle akademi-
schen Berufe innerhalb der oberen Dienstklasse (rot) zusam-
mengefasst, in der neben den Arbeitnehmer_innen auch lei-
tende Unternehmer_innen und freie Berufe eingeordnet 
sind. Daneben werden alle Arbeitnehmer_innen der Semi-
Professionen zur Mittelklasse (grün) und alle Lehr- und An-
lerntätigkeiten den Arbeiter_innen (gelb) zugeordnet. Die 
Kleingewerbetreibenden (grau) bilden die vierte Klasse. Für 
die Auswertungen wird sowohl auf das Vier-Klassen-Sche-
ma als auch auf das differenziertere 16-Klassen-Schema zu-
rückgegriffen.

4	 Mit diesem zweidimensionalen Klassenschema können bspw. Partei
präferenzen besser erklärt werden als mit einem Schema, das nur die 
formale Qualifikation betrachtet (vgl. Oesch 2006: 277).

5	 Bei der Kodierung wurden die konkreten Berufe mithilfe von ISCO-
Codes (International Standard Classification of Occupations der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation) den Erwerbsklassen zugeordnet, um 
die Vergleichbarkeit zwischen den Ländern zu gewährleisten.
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Neben den Erwerbsklassen nach Oesch wurde noch eine 
weitere Berufskategorie unterschieden, mit der erfasst wird, 
wie hoch der Anteil der Abgeordneten aus politiknahen Be-
rufen ist. Unter diese Berufe fallen alle Tätigkeiten in Minis-
terien, für politische Parteien und politiknahe Stiftungen 
oder selbst bekleidete politische Ämter (bspw. im lokalen 
Stadtparlament), die vor dem Eintritt ins nationale Parlament 
ausgeübt worden sind. Es gibt gute Gründe anzunehmen, 
dass der Anteil dieser »Karrierepolitiker_innen« vielerorts 
gewachsen ist und dies auch die Inhalte und den Stil der po-
litischen Auseinandersetzung prägt (O’Grady 2019).

Abbildung 2
Klassenschema mit 16 Erwerbsklassen nach Oesch
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Abbildung 3
Zusammensetzung der Parlamente nach Geschlecht
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In einem ersten Schritt betrachten wir die Zusammenset-
zung der fünf Parlamente in Bezug auf Geschlecht und Al-
ter. Wie aus Abbildung 3 hervorgeht, variiert der Anteil der 
weiblichen Abgeordneten stark zwischen den untersuchten 
Ländern. Während in Spanien und Frankreich der Anteil mit 
44 bzw. 41 Prozent am höchsten ist, liegt er in der Türkei bei 
nur 16 Prozent. Polen (28 Prozent) und Großbritannien (34 
Prozent) liegen im Mittelfeld – hier entspricht der Frauenan-
teil in etwa dem durchschnittlichen Anteil weiblicher Abge-
ordneter in europäischen Parlamenten, der bei 31 Prozent 

liegt.6 Die Ursachen für diese Unterschiede näher zu unter-
suchen, geht jedoch über den Umfang dieser Studie hinaus.

Bei den in den Parlamenten vertretenen Altersgruppen ist 
die Heterogenität weniger groß, allerdings bestehen auch 
hier nennenswerte Unterschiede (siehe Abbildung 4). 

6	 Aktuelle Daten zum Frauenanteil in den Parlamenten finden sich 
bei der Inter-Parliamentery Union: https://www.ipu.org/women-in-
politics-2021.
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Gemeinsam ist allen untersuchten Ländern, dass die unter 
30-Jährigen kaum in den Parlamenten vertreten sind, die 
über 60-Jährigen dagegen in fast allen Ländern zwischen 
20 und 30 Prozent der Abgeordneten stellen. Eine Ausnah-
me bildet hier Spanien, wo der Anteil der über 60-Jährigen 
bei nur 16 Prozent liegt. Weiterhin ist die Gruppe der Ab-
geordneten zwischen 46 und 60 Jahren in allen untersuch-
ten Ländern am stärksten vertreten.

In Bezug auf Alter und Geschlecht ist weiterhin die Frage 
interessant, ob der Anteil der weiblichen Abgeordneten 
unter den jüngeren Abgeordneten systematisch höher ist 
als in den höheren Altersgruppen. Wäre dies der Fall, so 
könnte man annehmen, dass der Anteil der weiblichen 
Abgeordneten in Zukunft tendenziell steigen wird. Um 
dieser Frage nachzugehen, ist in Abbildung 5 für jedes 
Land die Anzahl der weiblichen und männlichen Abgeord-
neten nach Altersgruppen angegeben. Aus der Abbildung 
geht jedoch kein klares Muster hervor – stattdessen schei-
nen Frauen tendenziell in allen Altersgruppen unterreprä-
sentiert zu sein. Um dies näher zu überprüfen, sind in Ab-
bildung 6 die prozentualen Anteile der weiblichen und 
männlichen Abgeordneten in jeder Altersgruppe darge-
stellt. Auch diese Abbildung bestätigt, dass kein einheitli-
ches Muster im Ländervergleich erkennbar ist: Lediglich in 
der Türkei nimmt der Anteil der weiblichen Abgeordneten 
in den jüngeren Altersgruppen kontinuierlich zu. Im fran-
zösischen Parlament ist der Frauenanteil in der Gruppe der 

30- bis 45-Jährigen ebenfalls höher als in den älteren Al-
tersgruppen, allerdings sind die Unterschiede weniger aus-
geprägt. Dagegen ist der Frauenanteil in Polen, Spanien 
und Großbritannien in allen Altersgruppen ab 30 Jahren 
fast identisch. In der Gruppe der unter 30-Jährigen ist das 
Bild am wenigsten einheitlich, was aber auch an der sehr 
geringen Gesamtzahl von Abgeordneten in dieser Gruppe 
liegen kann. Während hier der Frauenanteil in Spanien und 
Großbritannien sogar höher ist als 50 Prozent, ist im polni-
schen Parlament keine einzige Frau unter 30 Jahren vertre-
ten. Insgesamt zeigen diese Befunde, dass die Unterreprä-
sentation von Frauen mit dem Nachrücken jüngerer Gene-
rationen nicht zwangsläufig verschwinden wird.

Während es in Bezug auf Alter und vor allem Geschlecht 
deutliche Unterschiede zwischen den Parlamenten der 
untersuchten Länder gibt, zeigt sich in Bezug auf die Bil-
dungsabschlüsse der Abgeordneten eine sehr große 
Übereinstimmung (siehe Abbildung 7). In allen untersuch-
ten Ländern haben mindestens 85 Prozent aller Abgeord-
neten einen tertiären Bildungsabschluss. Menschen mit 
niedriger formaler Bildung sind – mit Ausnahme von 
Großbritannien – so gut wie nicht in den Parlamenten ver-
treten. Im polnischen Parlament hat keine einzige Person 
einen niedrigen formalen Bildungsabschluss, in Spanien 
nur ein Abgeordneter. Der Anteil der Abgeordneten mit 
mittlerer formaler Bildung liegt zwischen drei Prozent (Po-
len) und neun Prozent (Frankreich). Diese starke Dominanz 

Abbildung 4
Zusammensetzung der Parlamente nach Alter
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der Akademiker_innen ist bemerkenswert, weil sie trotz 
der starken institutionellen Unterschiede in allen unter-
suchten Ländern dermaßen ähnlich ist.

Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn wir anstatt des höchsten 
Bildungsabschlusses den beruflichen Hintergrund der Abge-
ordneten betrachten. Wie oben beschrieben, wurde für alle 
Abgeordneten der ausgeübte Beruf vor Eintritt ins Parla-
ment erhoben und einer sozialen Klasse nach dem 
Oesch-Klassenschema zugeordnet. Der Anteil der Abgeord-
neten nach dem vereinfachten Vier-Klassen-Schema ist in 
Abbildung 8 dargestellt. Zwei Punkte sind hierbei besonders 
hervorzuheben: Erstens ist der Anteil der Arbeiter_innen so-
wie der Arbeitnehmer_innen aus der mittleren Dienstklasse 
sehr gering, obwohl sie zusammengenommen eine breite 
Mehrheit der Bevölkerung stellen. So beträgt allein der An-
teil der Arbeiter_innen – nach dem Oesch-Schema Men-
schen, die in Lehrberufen oder Anlerntätigkeiten in adminis-
trativen, interpersonellen oder technischen Bereichen arbei-
ten – in den von uns untersuchten Ländern zwischen 40 und 
50 Prozent der Bevölkerung.7 Zweitens ist der Anteil der Ab-
geordneten aus der oberen Dienstklasse ähnlich hoch wie 
der Anteil der Abgeordneten mit tertiärem Bildungsab-

7	 Diese Zahlen beruhen auf Umfragedaten des European Social Survey 
(ESS, Welle 2018) und schließen neben der berufstätigen Bevölkerung 
auch Rentner_innen und Arbeitslose ein, wobei in diesen Fällen der 
zuletzt ausgeübte Beruf betrachtet wird. Für die Türkei liegen im ESS 
keine verlässlichen Daten zu den Erwerbsklassen vor.

schluss. Dies ist insofern nicht verwunderlich, als in der obe-
ren Dienstklasse alle akademischen Berufe unterschiedlicher 
Arbeitslogiken zusammengefasst sind. Anders als die grobe 
Einteilung nach Bildungsabschlüssen erlaubt das ausdiffe-
renziertere 16-Klassen-Schema an dieser Stelle eine weitere 
Unterscheidung. So können die Abgeordneten der oberen 
Dienstklasse weiter unterteilt werden nach der Arbeitslogik, 
die ihrem jeweiligen Beruf zugrunde liegt.

Wie aus Abbildung 9 hervorgeht, zeigen sich hier bei der 
Zusammensetzung der Abgeordneten interessante Unter-
schiede zwischen den Ländern. So ist erstens insbesondere 
in der Türkei der Anteil der Unternehmer_innen und Abge-
ordneten aus freien Berufen (bspw. niedergelassene Anwäl-
te oder Ärztinnen) mit über 30 Prozent weitaus höher als in 
den anderen untersuchten Ländern. Dies könnte darauf hin-
deuten, dass die persönlichen finanziellen Ressourcen für ei-
ne erfolgreiche Kandidatur in der Türkei besonders wichtig 
sind. Zudem ist die zweitgrößte Gruppe der Abgeordneten 
in allen Ländern, mit Ausnahme Großbritanniens, die der so-
genannten soziokulturellen Expert_innen, wohingegen sich 
nur wenige Abgeordnete aus technischen akademischen 
Berufen in den Parlamenten finden. Lehrer_innen, Profes-
sor_innen oder angestellte Ärzt_innen sind somit sehr viel 
stärker vertreten als bspw. Ingenieur_innen oder IT-Spezia-
list_innen. Drittens hat der mit Abstand größte Anteil der 
Abgeordneten vor Eintritt ins Parlament in Berufen gearbei-
tet, die der Erwerbsklasse des »oberen Managements« zu-
geordnet werden können; in Spanien, Frankreich und Groß-

Abbildung 7
Zusammensetzung der Parlamente nach Bildungsabschluss
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Abbildung 8
Zusammensetzung der Parlamente nach sozialer Klasse

Abbildung 9
Zusammensetzung der oberen Dienstklasse in den Parlamenten
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Abbildung 10
Berufsgruppen in Parteienfamilien (Anzahl Abgeordnete) 
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britannien liegt der Anteil sogar bei ca. 70 Prozent der Ab-
geordneten. Darunter fallen alle akademischen Arbeitneh-
mer_innen, die in Berufen mit einer administrativen Arbeits-
logik arbeiten (Wirtschaftsprüfer_innen, Finanzexpert_in-
nen, angestellte Jurist_innen etc.). Diese Gruppe enthält 
auch alle politiknahen Berufe – beispielsweise Referent_in-
nen für Abgeordnete oder in Ministerien, Stellen in partei-
nahen Stiftungen oder politische Ämter auf anderen Ebenen 
(bspw. Abgeordnete im Landesparlament oder Bürgermeis-
ter_innen).8 Besonders groß ist diese Gruppe der politikna-
hen Berufe in Spanien, Frankreich und Großbritannien, et-
was kleiner hingegen in Polen und der Türkei.

8	 Ob es sich dabei stets um »Karrierepolitiker_innen« handelt, die zuvor 
keinen Beruf außerhalb der Politik ausgeübt haben, lässt sich mit un-
seren Daten nicht abschließend beantworten, weil wir die Lebensläufe 
nicht vollständig erfassen konnten. Die Kategorie dient somit lediglich 
als Annäherung.

In einem letzten Schritt werfen wir einen Blick auf die Frage, 
ob sich die Parteien darin unterscheiden, wie viele Arbeiter_
innen sie in die Parlamente schicken. Dabei konzentrieren 
wir uns aufgrund der geringen Fallzahlen auf linke, Mit-
te-rechts- und radikal rechte Parteien. Zunächst fällt in Ab-
bildung 10 auf, wie gering die Anzahl der Facharbeiter_in-
nen und Geringqualifizierten in allen Parteien und Ländern 
ist. Nirgends kommen mehr als zehn Prozent der Abgeord-
neten aus diesen sozialen Klassen. Am höchsten ist der An-
teil in Polen, wo 16 von 189 Abgeordneten der rechten Par-
teien der Arbeiterklasse zugerechnet werden können. Die-
ses Muster bestätigt sich in den anderen Ländern jedoch 
nicht. In Spanien sind es die linken Parteien, die sowohl rela-
tiv als auch absolut die meisten Arbeiter_innen als Abgeord-
nete stellen – aber auch hier ist die Anzahl sehr gering (8 
von 158. Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass 
gegenwärtig keine Parteifamilie (mehr) als Repräsentantin 
der Arbeiterklasse fungiert.
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Zu keiner Zeit waren Parlamente ein perfektes Abbild der Be-
völkerung, und nicht jede Abweichung zwischen Repräsen-
tant_innen und Repräsentierten ist politisch relevant. Doch je 
stärker sich Lebenssituationen, Aufstiegschancen und Diskri-
minierungserfahrungen zwischen sozialen Gruppen unter-
scheiden, desto wichtiger ist es, dass sozial Benachteiligte 
auch in den Repräsentationsorganen vertreten sind. Deskrip-
tive Repräsentation signalisiert nicht nur, dass diese Gruppen 
in der Lage sind, politische Führungsaufgaben zu überneh-
men, sondern beeinflusst auch die in Parlamenten behandel-
ten Themen und die dort getroffenen Entscheidungen. Ins-
besondere in Situationen, in denen mit neuen Herausforde-
rungen umgegangen werden muss, ist es wichtig, auf vielfäl-
tige Perspektiven zurückgreifen zu können. Neben der Un-
terrepräsentation ressourcenärmerer Gruppen führt die zu-
nehmende Homogenität der Lebensläufe der Abgeordneten 
auch zu einer Engführung der im Parlament vorhandenen 
Perspektiven. Während in der öffentlichen Diskussion weit-
gehend anerkannt wird, dass ein von weißen Männern do-
miniertes Parlament nicht repräsentativ ist, wird die fast voll-
ständige Abwesenheit von Menschen ohne akademischen 
Abschluss seltener als Problem wahrgenommen. Seit einigen 
Jahren zeigt die politikwissenschaftliche Forschung jedoch, 
dass sich auch die sozio-ökonomische Zusammensetzung 
von Parlamenten auf politische Entscheidungen auswirkt.

In dieser Studie haben wir die Muster ungleicher Repräsenta-
tion für fünf Länder dokumentiert. Fünf Punkte lassen sich 
zusammenfassend festhalten:

1.	� Frauen sind in allen Ländern zu weniger als 50 Prozent 
repräsentiert, wobei sich das Ausmaß der Unterreprä-
sentation deutlich unterscheidet. In Frankreich und Spa-
nien ist der Anteil weiblicher Abgeordneter höher als et-
wa in Polen oder der Türkei.

2.	� Jüngere Menschen sind tendenziell unterrepräsentiert, 
ältere hingegen entsprechend ihres Bevölkerungsanteils 
vertreten oder sogar überrepräsentiert.

3.	� Menschen ohne Hochschulabschluss sind überall sehr 
stark unterrepräsentiert. In allen fünf Ländern lässt sich 
von »Akademikerparlamenten« sprechen.

4.	� Die Parlamente spiegeln in keiner Weise die Berufsstruk-
tur der Bevölkerung in den untersuchten Ländern wider. 

Zu einem sehr hohen Anteil gehören Abgeordnete den 
oberen Dienstklassen an. Arbeiter_innen schaffen es nur 
sehr selten in die Parlamente.

5.	� In vielen Parlamenten sind »Karrierepolitiker_innen« eine 
nennenswerte Gruppe. Diese Abgeordneten haben ei-
nen großen Teil ihres Berufslebens in politik- oder partei-
nahen Bereichen gearbeitet.

Die genannten Punkte werfen vor allem die Frage auf, wo-
durch die numerische Unterrepräsentation von Menschen 
aus nichtakademischen Berufen zu erklären ist. Obwohl Ar-
beiter_innen zu keiner Zeit gemäß ihres Bevölkerungsanteils 
in den  Parlamenten vertreten waren, weist bestehende For-
schung auf einen Trend zunehmender sozialer Schließung 
hin. Die Forschung zu den Ursachen dieser Entwicklung 
steht allerdings noch am Anfang. Einzelne Studien zeigen, 
dass es an verschiedenen Stellen der Auswahl- und Nomi-
nierungsprozesse strukturelle Hürden gibt, die Menschen 
aus weniger privilegierten sozialen Klassen vor große Her-
ausforderungen stellen (Carnes 2018; Hemingway 2020b; 
Norris / Lovenduski 1995; Sojourner 2013). 

Ein häufig genannter Nachteil sind die fehlenden finanziel-
len und zeitlichen Ressourcen, die für einen erfolgreichen 
Wahlkampf gebraucht werden. So zeigt Hemingway (2020b) 
beispielsweise anhand von Kandidat_innenbefragungen in 
zehn europäischen Ländern, dass Kandidat_innen aus Ar-
beiter_innenberufen angeben, weniger Geld für die persön-
liche Wahlkampffinanzierung zu haben und erst zu einem 
späteren Zeitpunkt »in Vollzeit« in den Wahlkampf einstei-
gen zu können. Neben den rein finanziellen sind es häufig 
auch zeitliche Ressourcen, die aufgrund der oft weniger fle-
xiblen Arbeitsverhältnisse – und weniger unterstützenden 
Arbeitgeber_innen – fehlen (Norris / Lovenduski 1995: 110–
113). Über die Frage der individuellen Ressourcen hinaus 
weisen einige Studien zudem darauf hin, dass Gewerkschaf-
ten positiv dazu beitragen (können), Menschen aus nichtaka-
demischen Berufen zu fördern und für eine politische Karri-
ere zu mobilisieren (Sojourner 2013; Carnes 2018). 

Insgesamt rückt die Frage nach den Faktoren und Mecha-
nismen, die zu mehr oder weniger beruflicher Vielfalt in 
den Parlamenten führen, gerade erst verstärkt in den Blick 
der sozialwissenschaftlichen Forschung – die bestehenden 
Arbeiten sind bisher oft auf einzelne Länder bzw. Faktoren 
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beschränkt. Wie die vorliegende Studie zeigt, ist diese Fra-
ge aber nicht nur für zukünftige Forschungen, sondern auch 
für die Qualität von demokratischer Repräsentation von 
Bedeutung.

Sofern für die öffentliche Debatte und den Gesetzgebungs-
prozess nicht allein maßgebend ist, welche Parteien in den 
Parlamenten vertreten sind, sondern auch, wer die konkre-
ten Repräsentant_innen sind, kann eine sozial verzerrte Zu-
sammensetzung auch zu verzerrten Entscheidungen füh-
ren. Ungleiche Repräsentation und ungleiche Responsivität 
vertragen sich somit schlecht mit dem demokratischen Ver-
sprechen politischer Gleichheit.
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Die meisten Parlamente reicher Industrie-
nationen sind heute weiblicher und weni-
ger »weiß« als noch vor einigen Jahr-
zehnten. Vielerorts ist die Unterrepräsen-
tation zwar noch immer eklatant, in der 
Tendenz jedoch steigt die politische Inklu-
sion. Zur gleichen Zeit hat sich ein ande-
rer Trend vollzogen, der auf eine zuneh-
mende Ex- statt Inklusion in legislativen 
Organen hinweist. So ist in den letzten 
Jahrzehnten eine »Akademisierung« der 
politischen Elite zu beobachten, die mit 
einem generellen Rückzug sozial weniger 
privilegierter Schichten aus dem politi-
schen Prozess einhergeht. Gleichzeitig 
weisen aktuelle Forschungen darauf hin, 
dass die soziale Zusammensetzung der 
Parlamente nicht folgenlos für die dort 
getroffenen politischen Entscheidungen 
bleibt.

Weitere Informationen zum Thema erhalten Sie hier:
democracy.fes.de

Vor diesem Hintergrund untersucht diese 
Studie die soziale Zusammensetzung der 
aktuellen Parlamente in fünf OSZE-Län-
dern nach den Merkmalen Geschlecht, 
Alter, Bildung und soziale Klasse. Dabei 
sind die untersuchten Länder Frankreich, 
Großbritannien, Polen, Spanien und die 
Türkei so gewählt, dass sie in institutio-
neller Hinsicht sowie in Bezug auf die ak-
tuelle parteipolitische Zusammensetzung 
der Parlamente eine breite Varianz abde-
cken. Unsere Ergebnisse zeigen, dass 
Frauen in allen Ländern zu weniger als 50 
Prozent repräsentiert sind, das Ausmaß 
der Unterrepräsentation sich zwischen 
den Ländern aber stark unterschiedet. 
Über alle Länder hinweg sind zudem jün-
gere Menschen unterrepräsentiert. 

Die stärkste Homogenität zeigt sich bei 
dem Bildungsabschluss und der sozialen 
Klasse, die wir über Berufsgruppen er-
fasst haben. In allen fünf Ländern liegt 
der Anteil der Akademiker_innen bezie-
hungsweise Menschen aus oberen 
Dienstklassen bei über 85 Prozent, wäh-
rend Arbeiter_innen und Menschen aus 
den mittleren Dienstklassen es nur sehr 
selten ins Parlament schaffen. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen Forschung le-
gen diese Befunde nahe, dass die fast 
vollständige Abwesenheit von Menschen 
ohne akademischen Abschluss auch zu 
einer mangelnden Wahrnehmung ihrer 
Perspektiven im politischen Prozess füh-
ren kann.

UNGLEICHE DEMOKRATIEN: 
WER SITZT (NICHT) IM PARLAMENT? 

Die soziale Zusammensetzung der Parlamente in fünf OSZE-Ländern
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